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Schwer Verunglückte auf der Bundesstraße 30, 2006-2016. Auf dem Gemeindegebiet Bad Wald-

see wurden 97 Menschen schwer verletzt, 15 kamen zu Tode - so viele wie in keiner anderen 

Gemeinde von Ulm bis Friedrichshafen. (Grafik: ff)
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(Region) - Von 287 Verkehrsunfällen auf 

der B 30 berichteten Polizei und Feuer-

wehr im Jahr 2016. 142 Menschen ver-

unglückten, zwei kamen zu Tode, 38 

wurden schwer und 102 leicht verletzt.

Bundesweiter Vergleich

2016 kann als Ausnahmejahr bezeich-

net werden: Auf der B 30 ereigneten sich 

insgesamt weniger Unfälle als im Bun-

des- und Landesdurchschnitt. Es ver-

unglückten weniger Menschen, weniger 

kamen zu Tode oder wurden leicht 

verletzt. Die Anzahl der Schwerverletz-

ten liegt jedoch etwa 8% über dem 

Bundesdurchschnitt. Während die voll 

ausgebauten Streckenabschnitte über-

durchschnittlich sicher sind, so stellt 

sich dies auf den nicht ausgebauten 

Streckenabschnitten umgekehrt dar. 

Dort verunglückten 90,4% mehr Men-

schen tödlich, als im Bundesdurch-

schnitt und 42,6% mehr als im Landes-

durchschnitt.

Langzeitentwicklung

Durchschnittlich berichten Polizei und 

Feuerwehr von 230,2 Unfälle pro Jahr 

auf der B 30. Dabei verunglücken 

durchschnittlich 155,7 Menschen, 4,6 

kommen zu Tode, 35,2 werden schwer 

und 115,6 leicht verletzt.

In den letzten elf Jahren (2006-2016) 

kam es zwischen Ulm und Friedrichs-

hafen zu rund 59,4% mehr Unfälle mit 

Todesfolge als auf anderen Bundesstra-

ßen in Deutschland. Auf den nicht aus-

gebauten Streckenabschnitten ereig-

neten sich jedoch 109,6% und von 

nördlich von Baindt bis nach Biberach 

an der Riß 188,6% mehr Unfälle mit 

Todesfolge als im Bundesdurchschnitt. 

Schwerwiegende Verkehrsunfälle kon-

zentrierten sich auf den Streckenab-

schnitt von nördlich von Baindt bis 

nach Biberach/Riß, Unfälle mit leichte-

ren Folgen auf den Streckenabschnitt 

von Ravensburg bis Friedrichshafen. 

Bei rund der Hälfte der Unfälle mit 

Todesfolge kam es zu Zusammenstößen 

mit dem Gegenverkehr. (ff) 
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Wahlkreis 294: Ravensburg
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Jasmin

Runge

CDU SPD Die Grünen FDP Die Linke

(1) Wie bewer-

ten Sie die 

aktuelle Ver-

kehrssituation 

auf der B 30 in 

Ihrem Wahl-

kreis? Wo be-

stehen die 

größten Prob-

leme? Welche 

Lösungsan-

sätze sehen 

Sie?

Nachdem Individualver-

kehr und Güterverkehr 

auf der Straße in den 

letzten Jahren weiter 

zugenommen haben, 

bewegen sich gegenwär-

tig ca. 25.000 Fahrzeuge 

auf der B 30-Achse Bibe-

rach, Bad Waldsee, Ra-

vensburg bis Friedrichs-

hafen. Vor allem für die 

Ortschaften, in denen 

Durchgangsverkehr statt-

findet, ist das eine enor-

me Belastung für Mensch 

und Umwelt und natürlich 

auch ein Faktor in Sa-

chen Verkehrssicherheit.

Zur Entlastung der be-

troffenen Ortschaften ist 

eine Ortsumfahrung un-

umgänglich. Dreispurige 

Teilstücke mit ausrei-

chend Überholmöglich-

keit wären für die Strecke 

vom Urbachviadukt bis 

Oberessendorf in nördli-

cher Richtung ein mit 

einzubringender Ge-

danke.

Als wichtigste Nord-

Süd-Straßenverbin-

dung ist die B 30 

leider nur auf 

Teilstücken vierspu-

rig ausgebaut. Eng-

pässe bestehen von 

Bad Waldsee bis 

zum Egelsee und 

vom Ausbauende im 

Süden Ravensburgs 

bis zur Weiterfüh-

rung nach Fried-

richshafen. Als vor-

dringlich betrachte 

ich die Ortsumfah-

rungen von Gais-

beuren und Enzis-

reute jetzt baureif zu 

planen.

Lärm- und 

Feinstaubemissio-

nen belasten die 

Menschen in unserer 

Region, auch an der 

B 30. Kurzfristige 

Lösungen müssen 

zu einer Entlastung 

beitragen. Als Grüne 

haben wir viele Vor-

schläge für eine 

nachhaltige, saubere 

und bessere Mobili-

tät im ländlichen 

Raum für alle vor-

gelegt. Der Ausbau 

allein wird diese 

Probleme nicht lö-

sen, sondern sie 

teilweise nur verla-

gern.

Ein Blick auf die 

aktuelle Stauüber-

sicht spricht Bände. 

Ergebnis: Mehr 

Staus, mit einer 

größeren Länge 

(6.000 km) und mehr 

Staustunden (fast 

4.000). Dabei ist 

Ravensburg und 

Gaisbeuren beson-

ders betroffen. Des-

halb brauchen wir 

dringend eine Stär-

kung der Straßen-

bau-Planungskapa-

zitäten, damit wir die 

Planungen für den 

Ausbau der B30 

vorantreiben kön-

nen.

Hohe Verkehrszah-

len, der Schwerlast-

verkehr führt zu vie-

len Staus und Un-

fällen. In den Ort-

schaften Enzis-

reute/Gaisbeuren 

sind die Gefahren für 

Fußgänger, Kinder u. 

Radfahrer sehr hoch. 

Der stockende Ver-

kehr ist eine Um-

weltbelastung und 

die Luftverschmut-

zung eine Gesund-

heitsgefahr für die 

Anwohner. Eine Um-

gehungsstraße wür-

de dieses Problem 

lösen.

(2) Welche 

Verbesserun-

gen an der 

B 30 wurden in 

den letzten vier 

Jahren er-

reicht? Wie 

möchten Sie 

Verbesserun-

gen unterstüt-

zen?

Die Umfahrung Gaisbeu-

ren/Enzisreute hat es in 

den vordringlichen Be-

darf des Bundesver-

kehrswegeplanes 2030 

geschafft. Dieser umfasst 

Projekte mit einem Ge-

samtvolumen von fast 

270 Mrd. Euro, über 49% 

sind dabei für Straßen-

projekte, der Rest für 

Schiene und Wasser-

straße vorgesehen. Der 

Kosten-Nutzen-Faktor ist

Der Ausbau der 

Ortsumfahrung 

Ravensburg-Süd in 

Richtung Eschach 

geht voran. Das 

wird die Ravensbur-

ger Südstadt erheb-

lich entlasten. Jetzt 

muss das Teilstück 

von Eschach bis 

Friedrichshafen 

einschließlich Orts-

umfahrung Mecken-

beuren umwelt- und

Der Ausbau der B 30 

Süd wurde von den 

Grünen intensiv 

unterstützt. Es 

braucht konkrete 

Maßnahmen für eine 

schnelle Entlastung 

der Verkehrssitua-

tion auf der B 30. 

Welche hier sinnvoll 

sind, bestimmen vor 

allem die Kommu-

nen. Dazu habe ich 

viele Gespräche in

Die neue OU Ra-

vensburg/Eschach-

Baindt ist ein Fort-

schritt. Im Oktober 

wurden mögliche 

kurz- & mittelfristige 

Verbesserungsmaß-

nahmen an der B30 

Ortsdurchfahrt Gais-

beuren vorgestellt. 

Hier sehe ich bis zur 

Umsetzung der OU 

Ansatzpunkte: Que-

rungshilfen und

Hinweise für Auto-

fahrer, Abbiegerspu-

ren und eine bessere 

Beschilderung wur-

den erstellt. Das 

Lärmgutachten gibt 

Auskunft auf die 

Belastung der Um-

welt, ist noch immer 

aktuell, wird aber 

durch die steigende 

Verkehrsdichte ver-

stärkt. Lösungen zur 

Behebung des

-2--2-
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bei der B 30 Umfahrung 

mit 6,9 sehr hoch. Inner-

halb des Landes Baden 

Württemberg und des 

Landkreises Ravensburg 

steht das Projekt neben 

dem Molldietetunnel in 

Ravensburg daher ganz 

vorne.

anwohnerfreundlich 

geplant werden. 

Das möchte ich 

kreisübergreifend 

betrachten.

der Region, auf Lan-

des- und Bundes-

ebene geführt. Die 

Menschen vor Ort 

müssen an diesen 

Diskussionsprozes-

sen beteiligt sein, 

z. B. im Rahmen der 

Luftreinhaltepläne. 

Geschwindigkeits-

begrenzungen, wirk-

same Lärmschutz-

strategien und Luft-

reinhaltepläne kön-

nen hier spürbare 

Verbesserungen 

bringen.

Verbesserung der 

Situation für Fuß-

gänger und Radfah-

rer, Entschärfung für 

den innerörtlichen 

Verkehr

Problems sind in der 

jetzigen Regierung 

nicht erkennbar. Ein 

Regierungswechsel 

ist notwendig.

(3) In Ihrem 

Wahlkreis gibt 

es 6 Bundes-

fernstraßen-

projekte. Wenn 

nur zwei Pro-

jekte, die aktu-

ell nicht in 

Planung sind, 

umgesetzt 

werden kön-

nen. Welche 

wären das und 

warum? Wel-

che Alternati-

ven sehen 

Sie?

Diese Fragen stellen sich 

für mich so nicht. Ich 

gehe davon aus, dass 

zumindest vier Projekte 

umgesetzt werden kön-

nen (B 30 Bad Waldsee-

Gaisbeuren/Enzisreute, 

Molldietetunnel Ravens-

burg, B 32 

Staig/Blitzenreute und 

B 12 Isny-Großholzleute) 

und das entsprechend 

der Kosten-Nutzen-Ana-

lyse, zumal die Haus-

haltslage sehr gut ist und 

wir an einer Lösung, was 

den Planerengpass an-

belangt, arbeiten.

Alle im Bundesver-

kehrswegeplan im 

vordringlichen Be-

darf aufgeführten 

Projekte müssen 

jetzt geplant wer-

den. Der Bund hat 

die Mittel dafür be-

reit gestellt. Die 

Verantwortung liegt 

jetzt bei Kretsch-

mann und Strobl. 

Sie müssen endlich 

die entsprechenden 

Kapazitäten bereit-

stellen. Doch bis 

dahin, wird noch viel 

Wasser die Schus-

sen hinablaufen 

müssen.

Es war ein wichtiger 

Schritt, dass die 

Region Bodensee-

Oberschwaben und 

der Kreistag die 

entsprechenden 

Projekte bei der 

Erstellung des Bun-

desverkehrswege-

plans priorisiert hat. 

Dieser Liste und 

diesem richtigen 

Prozess fühle ich 

mich als Wahlkreis-

abgeordnete in Gän-

ze verpflichtet und 

werde mich bei einer 

Wiederwahl für diese 

Entscheidung wei-

terhin einsetzen.

Ziel muss es sein, 

die B30 mit hoher 

Priorität auszu-

bauen. Neben dem 

Abschnitt Gaisbeu-

ren-Enzisreute ge-

hört dazu auch der 

Abschnitt von Ra-

vensburg/Eschach 

bis nach Friedrichs-

hafen. Hier haben 

wir einen hohen 

Nutzen-Kosten-

Faktor und schaffen 

eine Gesamtlösung 

für diese enorm 

wichtige Ver-

kehrsachse.

Die B 30, eine über-

lastete Hauptstraße 

mit der Notwendig-

keit für den Bau 

einer Umgehungs-

straße. Der Moll-

diete-Tunnel zu Ent-

lastung des Nadel-

öhrs Ravensburg-

Wangen, Autobahn-

anschluss Bregenz-

München. Hier quält 

sich der gesamte 

Verkehr durch die 

Innenstadt von RV.

Der Druck auf die 

Bundespolitik muss 

verstärkt und die 

Wirtschaft dazu mit 

einbezogen werden.

(4) Nachhaltige 

Mobilität. Wie 

kann durch 

nachhaltige 

Mobilität eine 

Entlastung von 

Dörfer und 

Städte bei 

ständig stei-

gendem Ver-

kehrsaufkom-

men erreicht 

werden?

Für die Region gilt, dass 

wir in einem ländlichen 

Raum leben und daher 

dem Individualverkehr 

eine größere Bedeutung 

zukommt. Den öffentli-

chen Nahverkehr werden 

wir mit einer Landkreis-

und Landesgrenzen 

überschreitenden ein-

heitlichen Verbundkarte 

attraktiver machen. Die 

Elektrifizierung der Süd-

bahn wird zu einer deut-

lichen Entlastung für den 

Fernreiseverkehr führen, 

der eher zu einem Rück-

gang der Kfz-Zahlen auf 

der B 30 führen wird.

Meine Hoffnung 

liegt bei der elektri-

fizierten Südbahn. 

Wenn diese der-

einst pünktlich ver-

kehren wird, wird 

sie eine attraktive, 

schnelle und gute 

Alternative zum 

Autoverkehr auf der 

B 30 sein. Noch 

nachhaltiger wäre 

es, auch Güter auf 

die Schiene zu brin-

gen, damit weniger 

Lkw auf der B 30 

die Umwelt ver-

schmutzen.

Die Elektrifizierung 

der Süd- und All-

gäubahn wird dazu 

beitragen, dass das 

Bahnfahren deutlich 

attraktiver wird. Zu-

sätzlich muss der 

ÖPNV auf dem Land 

umweltfreundlich 

ausgebaut werden, 

ergänzt durch mehr 

Radwege. Ein grö-

ßerer Anteil saube-

rer Autos entlastet 

Anwohner*innen von 

Lärm und Feinstaub 

und schützt das 

Klima. Deshalb set-

zen wir Grüne auf E-

Mobilität.

Dazu gehört für die 

FDP eine Stärkung 

des ÖPNV. Ganz 

wichtig: der Ausbau 

der Südbahn und 

weitere Regiobusli-

nien. Dazu zähle ich 

auch eine Innovati-

ons- und Investiti-

onsoffensive für die 

Digitalisierung der 

Mobilität. Das auto-

matisierte und ver-

netzte Fahren wird 

greifbare Realität. 

Eine wichtige Ent-

lastung sehe ich 

auch im Bereich der 

Logistik und des 

kombinierten Ver-

kehrs.

Wir brauchen ver-

stärkte Investitionen 

in den Nah- und 

Fernverkehr. Die 

Streichung von Ver-

kehrsverbindungen 

rückgängig machen. 

Stillgelegte Schie-

nennetze wieder 

aktivieren. Der 

Schwerlastverkehr 

gehört wieder auf die 

Schiene. Die Ver-

kehrsinfrastruktur im 

ländlichen Raum 

muss erwei-

tert/verbessert wer-

den, damit der all-

gemeine Straßen-

verkehr entlastet 

wird.
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Wahlkreis 292: Biberach
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(1) Wie bewerten 

Sie die aktuelle 

Verkehrssituation 

auf der B 30 in 

Ihrem Wahlkreis? 

Wo bestehen die 

größten Prob-

leme? Welche 

Lösungsansätze 

sehen Sie?

Einen vierspurigen Ausbau 

der B 30 halte ich für not-

wendig. Mit der wirtschaftli-

chen Entwicklung muss 

auch die Verkehrsinfra-

struktur wachsen. Die B 30 

ist eine tragende Säule für 

die Region, da wir keine 

Autobahn in unmittelbarer 

Nähe haben.

Im Verhältnis zu an-

deren Wahlkreisen 

bewerte ich die Situ-

ation auf den B 30 

Abschnitten bei uns im 

Wahlkreis als absolut 

zufriedenstellend. 

Probleme sehe ich 

vielmehr bei der feh-

lenden Elektrifizierung 

der Südbahn, die für 

den Nah- und Fernver-

kehr und für den Gü-

terverkehr wichtig ist. 

So könnte die B 30 und 

die Menschen entlastet 

werden.

Das größte Problem 

besteht darin, dass die 

B 30 südlich von Bibe-

rach nicht ausreichend 

ausgebaut ist. Hier sollte 

schnellstmöglich eine 

Vierstreifigkeit analog zu 

dem Abschnitt nördlich 

von Biberach hergestellt 

werden.

(2) Welche Ver-

besserungen an 

der B 30 wurden in 

den letzten vier 

Jahren erreicht? 

Wie möchten Sie 

Verbesserungen 

unterstützen?

Für meinen Wahlkreis Bibe-

rach ist von besonderer 

Bedeutung, dass wir den 

vierspurigen Ausbau von 

Biberach bis Hochdorf und 

südlich von Bad Waldsee 

bis zur bestehenden Trasse 

in den vordringlichen Bedarf 

des Bundesverkehrswege-

plans (BVWP) gebracht 

haben. Für die noch vor-

handene Lücke muss zu-

nächst möglichst bald ein 

dreistreifiger Ausbau reali-

siert werden.

Die B 30 ist eine extrem 

wichtige Nord-Süd-Ver-

kehrsachse. In den letzten 

Jahren und Jahrzehnten ist 

es gelungen, die B 30 von 

Ulm bis Biberach-Jordanbad 

durchgehend vierspurig aus-

zubauen. Auch von Enzis-

reute bis Ravensburg-Süd 

steht seit Jahren ein vierspu-

riger Ausbau zur Verfügung 

– das ist eine erhebliche 

Verkehrsentlastung für Bai-

enfurt, Weingarten und Ra-

vensburg. Aktuell wird an der 

Ortsumfahrung Ravensburg-

Süd in Richtung Bodensee 

weitergearbeitet. Ich war 

beim Spatenstich für diesen 

recht kostspieligen Neubau 

der B 30 persönlich anwe-

send und freue mich auf die 

Fertigstellung. Dieser Ab-

schnitt wird den Süden Ra-

vensburgs entscheidend 

entlasten.

Dazu ist es in den letzten 

Jahren gelungen, zwischen 

Biberach-Jordanbad und 

Bad-Waldsee phasenweise 

einen dreispurigen Ausbau 

und damit Überholmöglich-

keiten zu realisieren. Auch 

dies stellt eine Erleichterung 

dar und verhindert gefährli-

che Überholmanöver.

Damit kann aber nicht das 

Ende erreicht sein. Ich kämp-

fe für einen durchgängigen 

vierspurigen Ausbau der 

B 30 sowie die Realisierung 

der Ortsumfahrungen Gais-

beuren und Enzisreute.

Der dreistufige Ausbau 

auf den Abschnitten bei 

Biberach hat den Ver-

kehrsfluss deutlich 

verbessert. Aus meiner 

Sicht liegt der proble-

matischste Abschnitt im 

Wahlkreis RV und 

Oberessendorf bei der 

Ortsdurchfahrt Gais-

beuren. Hier sollte der 

Ausbau der Ortsumfah-

rung dringend umge-

setzt werden.

Priorität bei der B 30 hat 

für mich der Ausbau und 

die Schaffung von Um-

gehungsstraßen. Hierzu 

muss der Bund we-

sentlich mehr Mittel 

bereitstellen.

-4-
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(3) In Ihrem Wahl-

kreis gibt es 6 

Bundes-

fernstraßenpro-

jekte. Wenn nur 

zwei Projekte, die 

aktuell nicht in 

Planung sind, um-

gesetzt werden 

können. Welche 

wären das und 

warum? Welche 

Alternativen sehen 

Sie?

Diese Frage stellt sich derzeit 

nicht. Geld im Bund ist vor-

handen. Wir haben derzeit 

bundesweit kein einziges

Straßenbauprojekt, das plan-

festgestellt ist und für das es 

keine Finanzierungszusage 

gibt. Wir müssen mit den 

Planungen vorankommen sie 

können nicht erst 2019 wei-

tergehen. Das muss schneller 

gehen.

Insbesondere Gaisbeuren 

wird mehr und mehr zum 

Pfropf auf der B 30. Wäh-

rend nördlich und südlich 

die B 30 ausgebaut wird, 

stockt es dort zum Leid der 

Anwohner immer mehr. Ich 

bin froh, dass wir die B 30 

südlich von Biberach wie 

auch die Ortsumfahrungen 

von Gaisbeuren und Enzis-

reute in den vordringlichen 

Bedarf des neuen Bundes-

verkehrswegeplans auf-

nehmen konnten. In Berlin 

ist ausreichend Geld für 

einen Bau zur Verfügung. 

Das Problem ist aktuell die 

grün-schwarze Landesre-

gierung! Sie stellt viel zu 

wenige Planungskapazitä-

ten bereit, sodass ich be-

fürchte, dass es noch lange 

dauert bis die B 30 mit den 

einzelnen Maßnahmen 

„baureif“ fertiggeplant ist.

Ich würde Projekte für 

Lärmschutzmaßnah-

men unterstützen. Zu-

dem Straßensanie-

rungsprojekte fördern, 

denn die Straßenqua-

lität ist für die Verkehrs-

sicherheit entschei-

dend. In jedem Fall ist 

es erforderlich, dass 

bei allen Projekten die 

Wirkung von Maßnah-

men auf den Verkehrs-

fluss, die Menschen 

und auf Umwelt - und 

Verkehrssicherheit 

berücksichtigt werden.

Priorität für mich hat die 

Entlastung der Ver-

kehrsteilnehmer und 

Anwohner von Orts-

durchfahrten durch den 

Bau von Umgehungs-

und Entlastungsstra-

ßen.

(4) Nachhaltige 

Mobilität. Wie kann 

durch nachhaltige 

Mobilität eine Ent-

lastung von Dörfer 

und Städte bei 

ständig steigen-

dem Verkehrsauf-

kommen erreicht 

werden?

Wir elektrifizieren die Süd-

bahn. Vernetzte Verkehrsleit-

systeme müssen eine Ver-

knüpfung von Straße und 

Schiene mit durchgängiger 

Taktung ermöglichen. Der 

Autoverkehr wird weiter zent-

ral bleiben. Ich setzte mich 

sehr für Ortsumfahrungen ein. 

Ich bin stolz darauf, dass wir 

in Unlingen jetzt die lange 

erwartete Ortsumfahrung der 

B 311 fertig stellen konnten. 

Neben der B 30 und der Orts-

umfahrung an der B 312 ha-

ben wir auch die Ortsumfah-

rungen der B 465 in Warthau-

sen und Ingerkingen sowie 

der B 311 in Riedlingen im 

BVWP 2030 platzieren kön-

nen. Größtenteils im vordring-

lichen Bedarf.

Nahezu parallel zur B 30 

verläuft die Südbahn. Ich 

freue mich, dass in Kürze 

mit dem Ausbau und der 

Elektrifizierung dieser wich-

tigen Bahnstrecke begon-

nen wird. Eine attraktive, 

schnelle und pünktliche 

Südbahn kann eine gute 

Alternative zum Autover-

kehr auf der B 30 sein, 

diese daher vom Individu-

alverkehr entlasten und 

gleichzeitig einen wichtigen 

Beitrag zu nachhaltiger 

Mobilität leisten.

In ländlichen Regionen 

spielt der Individualver-

kehr heutzutage noch 

eine besonders große 

Rolle um flexibel von A 

nach B zu kommen. 

Um in Zukunft die Mo-

bilität aller Menschen 

zu gewährleisten ist es 

dringend nötig die An-

gebote von Bus und 

Bahn nachhaltig aus-

zubauen sowie in mo-

derne und innovative 

Formen von Mobilität 

zu investieren.

Eine nachhaltige Ent-

lastung der Bürger -

unabhängig von der 

Antriebstechnik der 

Fahrzeuge - kann nur 

durch Ausleitung des 

Verkehrs erfolgen. Hier-

zu sind Umge-

hungsstraßen erfor-

derlich.

Ralph Heidenreich

Die Linke

Hat sich nicht geäußert
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Am 24. September 2017 findet die Bundestagswahl statt. Welche verkehrspolitischen Ziele planen die auf Bundesebene etab-

lierten Parteien in der nächsten Legislaturperiode? Eine Übersicht aus den Parteiprogrammen:

CDU

Die Union 

will Straßen, 

Schienen 

und Wasser-

wege weiter 

stärken und 

fit für die 

Zukunft ma-

chen. Züge 

sollen pünkt-

licher ankommen und Menschen

weniger im Stau stehen. Die Ver-

kehrsträger wollen CDU/CSU unter-

einander vernetzen. Straßen, Auto-

bahnen und Brücken sollen weiter 

saniert, neue Projekte realisiert und 

vorhandene Lücken geschlossen wer-

den. Die Planung von Infrastruktur-

projekten soll mit einem Planbe-

schleunigungsgesetz erleichtert und 

beschleunigt werden. Die Union will 

den Güterverkehr stärken. Mehr Güter 

sollen auf die Schiene, Lkw-Parkplätze 

an Autobahnen erweitert werden. Der 

Öffentliche Personennahverkehr 

(ÖPNV) soll noch attraktiver werden, 

mit einem deutschlandweit einheitli-

chen digitalen Ticket. Die Barriere-

freiheit an Bahnhöfen soll gefördert 

werden. Für Elektrofahrzeuge sollen 

50.000 Ladesäulen in Deutschland 

entstehen. Autonomes Fahren soll 

vorangebracht werden. Den Radver-

kehr will die Union stärken und Rad-

schnellwege fördern. Durch die Digi-

talisierung sollen neu entstehende 

Mobilitätskonzepte gefördert werden.

SPD

Die SPD 

strebt eine 

moderne 

Infrastruktur 

in Städten 

und im Länd-

lichen Raum 

an: Mit mo-

dernen Stra-

ßen, Schie-

nen, Wasserstraßen und Luftverkehr 

sowie einer schadstoffarmen und 

sicheren Mobilität. Für Sozialde-

mokraten muss Mobilität bezahlbar, 

nachhaltig und umweltfreundlich 

sein. In einem "Bündnis für bezahl-

bare und nachhaltige Mobilität" soll 

ein Zeitplan erarbeitet werden, um 

Mobilität in Deutschland bis 2050 

digital, schadstofffrei, barrierefrei und 

sicher zu gestalten. Den ÖPNV will die 

SPD noch attraktiver machen. Cars-

haring soll gefördert werden und Mo-

dellprojekte das Verkehrsangebot im 

ländlichen Raum stärken. Die Elekt-

romobilität soll gefördert werden. Die 

Verkehrswege sollen erhalten und 

ausgebaut werden. Unter einer früh-

zeitigen Bürgerbeteiligung, mit weni-

ger Bürokratie und dem gezielten 

Personaleinsatz sollen öffentliche 

Verkehrswege schneller geplant und 

gebaut werden. Eine Privatisierung 

der Straßeninfrastruktur lehnen die 

Sozialdemokraten ab. Der Fahrrad-

verkehr soll gefördert werden. Mit 

einem Schienenpakt sollen bis 2030 

doppelt so viele Menschen die Bahn 

nutzen als heute. Mehr Güter sollen 

von der Straße auf die Schiene und 

Wasserstraße. Menschen sollen spür-

bar vor Lärm, Schadstoffen und Um-

weltgiften geschützt werden.

Bündnis 90/Die Grünen

Die Grünen 

wollen den 

Verkehr auf 

grüne Tech-

nologien 

umstellen: 

Auf Elektro-

mobilität, 

emissions-

freie Mobili-

tät, Bus, 

Bahn und 

Fahrrad. In ländlichen Regionen sol-

len Menschen zukünftig mit ÖPNV, 

Bahn, dem Fahrrad, zu Fuß sowie mit 

"sauberen" Autos ihre Ziele umwelt-

freundlich erreichen. Ein dichtes und 

modernes Bahnnetz, schnelle Rad-

wege, leise Autos ohne Auspuff und 

die Stromtankstelle um die Ecke sollen 

entstehen. Zu Fuß gehen soll finanziell 

gefördert und die Verkehrswende 

eingeleitet werden. An den Bundes-

verkehrswegen sollen eine Million 

neue Bäume gepflanzt, alle Bundes-

und Landesstraßen in die Lkw-Maut 

einbezogen und die Maut für Fahr-

zeuge ab 3,5 Tonnen erhoben werden. 

Die Förderung von Regionalflughäfen 

soll eingestellt und der Flugverkehr 

teurer sowie Nachtflugverbote erlas-

sen werden. Die Umweltpartei will 

mehr in den Lärmschutz investieren. 

Die 130 Verkehrsverbünde in Deutsch-

land sollen mit einem MobilPass ver-

knüpft und die Fahrgastzahl im öffent-

lichen Verkehr verdoppelt werden. 

Mehr Güter sollen von der Straße auf 

die Schiene und Wasserstraße. Für die 

Bahnstrecken wird ein Elektrifizie-

rungsprogramm angestrebt. Autos 

sollen mit Strom aus Sonne und Wind 

sowie mit Wasserstoff fahren. Ab 2030 

sollen nur noch abgasfreie Autos zuge-

lassen werden. Die Kfz-Steuer wollen 

die Grünen für Fahrzeuge nach CO

2

und NO

X

 Ausstoß entsprechend erhö-

hen. Umweltzonen und ein Tempoli-

mit von 120 km/h auf Autobahnen 

sollen gefördert werden. Ein nationa-

ler Radverkehrsplan soll umgesetzt 

werden. Die Grünen wollen mehr 

Radschnellwege. Straßenräume sollen 

zu temporären Spielstraßen umge-

nutzt werden.

FDP

Die Freien 

Demokraten 

wollen In-

vestitionen in 

die Ver-

kehrsinfra-

struktur er-

höhen. Die 

Planung von 

wichtigen 

Verkehrs-

projekten soll optimiert werden und 

mehr Transparenz im Zusammenhang 

mit der Nutzung des...

-6-
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...Verbandsklagerechtes entstehen. 

Die FDP strebt eine Digitalisierungs-

offensive im Verkehrswesen an: Mobi-

lität 4.0 soll mit vollautomatisierten 

und autonomen Fahrzeugen möglich 

werden. Die Freien Demokraten sehen 

autonomes Fahren als Chance für 

selbstbestimmte Mobilität und gesell-

schaftliche Teilhabe für diejenigen, 

deren Mobilität derzeit eingeschränkt 

ist. Die Verkehrssteuerung wollen die 

Liberalen modernisieren, um unnö-

tige Staus zu vermeiden. Intelligente 

Verkehrsbeeinflussungsanlagen sollen 

vorangetrieben werden und Ampeln 

vermehrt bedarfsgesteuert geregelt 

und mit Countdown-Anzeigen aus-

gestattet, sowie grüne Wellen effektiv 

umgesetzt werden. Die FDP spricht 

sich für öffentlich private Partner-

schaften (ÖPP) im Verkehrsbereich 

aus. Auch fordert sie mehr Barriere-

freiheit.

DIE LINKE

DIE LINKE lehnt den Bundesver-

kehrswegeplan 2030 in seiner derzeiti-

gen Form ab. Stattdessen soll ein neu-

er Verkehrswegeplan erstellt werden, 

mit dem eine sozial-ökologische Mo-

bilitätswende vollzogen wird und bei 

dem der schienengebundene Per-

sonen- und Güterverkehr im Mittel-

punkt steht. 

Statt neue 

Autobahnen, 

sollen der 

ÖPNV, Rad-

und Fußver-

kehr geför-

dert werden. 

In die Pla-

nung von 

Verkehrs-

projekten sollen Bürgerinnen und 

Bürger von Anfang an voll einbezogen 

und wirkliche Alternativen diskutiert 

werden. DIE LINKE lehnt eine Privati-

sierung der Verkehrsinfrastruktur und 

eine Pkw-Maut ab. Die staatliche Sub-

vention von Dieseltreibstoff, Flugben-

zin und Biokraftstoffen soll abge-

schafft werden. Menschen und Klima 

sollen geschützt werden, durch Tem-

polimits, 120 km/h auf Autobahnen 

und 30 km/h in Ortschaften. Wildtier-

brücken sollen auch an Bundesstra-

ßen ab drei Fahrspuren zum Standard 

werden. Die Verkleinerung bzw. der 

Rückbau von Straßen bei Unter-

schreitung von Mindestnutzungsfre-

quenzen soll zur Praxis werden. DIE 

LINKE setzt sich ein für eine barriere-

freie Mobilität, den ÖPNV, Bürger-

busse, Anruf- und Sammeltaxis, Flä-

chenrufbussysteme, deutlich günsti-

gere Fahrpreise, flächendeckende 

Sozialtickets und kostenlose Schüler-

und Auszubildendentickets. Der Fuß-

und Radverkehr soll gefördert werden 

und Radschnellwege entstehen. Den 

Bahnverkehr will DIE LINKE fördern. 

Güterverkehr soll auch bei Entfernun-

gen von unter 300 km wieder auf die 

Bahn. Die Lkw-Maut soll auf alle Stra-

ßen ausgeweitet werden, ein Lkw-

Fahrverbot ab Freitagnachmittag und 

nachts eingeführt und die Nutzung 

von Bundes- und Landesstraßen 

durch Lkw untersagt werden, wenn 

eine Autobahn parallel vorhanden ist. 

Lang-Lkw werden abgelehnt. DIE 

LINKE strebt ein Nachtflugverbot von 

22 bis 6 Uhr und eine Neuordnung 

von Flugrouten an. Flugverkehr soll 

auf die Schiene verlagert und öffentli-

che Zuschüsse für Flughäfen einge-

stellt werden. DIE LINKE will mehr 

Lärmschutz an Straße und Schiene 

sowie im Flugverkehr. Ab 2030 sollen 

nur noch klimaneutrale Pkw zugelas-

sen werden. (ff)

Q2
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Infrastrukturgesellschaft Verkehr beschlossen

(Berlin) - Der Deutsche Bundestag hat 

am Donnerstag, 1. Juni 2017, den von 

der Bundesregierung eingebrachten 

Gesetzentwurf zur Neuordnung der 

Bund-Länder-Finanzbeziehungen mit 

der Änderung der Grundgesetzartikel 

90, 91c, 104b, 104c, 107, 108, 109a, 114, 

125c, 143d bis 143g (Bundestagsdruck-

sache 18/11131, 18/11186) in geänder-

ter Ausschussfassung (18/12589) in 

namentlicher Abstimmung mit Zwei-

drittelmehrheit angenommen.

Beschlossen wurden unter anderem die 

Gründung einer Infrastrukturgesell-

schaft Verkehr, mit der Verwaltung, Bau 

und Betrieb der Bundesautobahnen 

und auf Antrag der Länder sonstige 

Bundesstraßen des Fernverkehrs, in die 

Hände des Bundes gehen.

Die von Union und SPD beschlossenen 

Änderungen im Entwurf bedeuten, dass 

mittelbare oder unmittelbare Beteili-

gungen Dritter an der Infrastrukturge-

sellschaft ebenso ausgeschlossen sind, 

wie die Finanzierungsmöglichkeit der 

Öffentlich-Privaten Partnerschaft (ÖPP) 

für das gesamte Verkehrsnetz oder we-

sentliche Teile davon. Zudem dürfen 

Schulden nicht auf die Gesellschaft 

übertragen werden. Im Aufsichtsrat der 

zu gründenden GmbH sollen neben 

Mitgliedern des Haushaltsausschusses 

auch Mitglieder des Verkehrsausschus-

ses sitzen.

Weiter ist geregelt, dass ÖPP-Projekte 

nicht länger als 100 Kilometer und nicht 

miteinander verbunden sein dürfen. 

Auch soll die Gesellschaft keine Kredite 

am Markt aufnehmen dürfen. Liquidi-

tätshilfen sollen nach Maßgabe des 

Haushaltsgesetzes gewährt werden und 

der Bundesrechnungshof Prüfrechte für 

die Gesellschaft erhalten.

Ab dem 1. Januar 2021 ist die "Infra-

strukturgesellschaft für Autobahnen 

und andere Bundesfernstraßen" zu-

ständig für die Ausführung von Aufga-

ben der Straßenbaulast im Sinne des § 3 

Bundesfernstraßengesetz: Die Gesell-

schaft übernimmt die Planung, den 

Bau, Betrieb, die Erhaltung, vermö-

gensmäßige Verwaltung und Finanzie-

rung der Bundesautobahnen und der 

an den Bund übertragenen Bundesstra-

ßen. Sie ist auch für das Finanzmana-

gement für die Bundesstraßen zustän-

dig. Die Gesellschaft kann bereits ab 

dem 1. Januar 2020 im Einvernehmen 

mit dem jeweiligen Land die Planung 

und den Bau von Bundesautobahnen 

wahrnehmen. (ff) 
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(Berlin) - Das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur 

fördert ein Platooning-Projekt auf 

dem Digitalen Testfeld Autobahn 

A 9. Dafür stellt der Bund rund zwei 

Millionen Euro zur Verfügung. Erste 

Testfahrten starten im Frühjahr 

2018.

Über mehrere Monate wird das Lkw-

Platooning im Alltagsbetrieb getes-

tet. Beim sogenannten Lkw-Platoo-

ning fahren mehrere Lkw mit Hilfe 

eines technischen Steuerungssys-

tems in sehr geringem Abstand hin-

tereinander, ohne das die Verkehrs-

sicherheit beeinträchtigt werden soll. 

Von dem geringeren Abstand der 

Fahrzeuge werden geringere Luftwi-

derstände mit einer erheblichen 

Verringerung des Kraftstoff-

verbrauchs und Abgasausstoßes 

sowie eine erhebliche Erhöhung der 

Leistungsfähigkeit von Autobahnen 

erhofft.

Praxistauglichkeit und Systemsi-

cherheit werden sowohl im realen 

Straßenverkehr als auch in den Lo-

gistikabläufen erprobt. Potentielle 

Auswirkungen der neuen Technolo-

gie auf den Beruf des Lkw-Fahrers 

sollen zudem untersucht werden.

Die Hochschule Fresenius erforscht 

die Auswirkungen der neuen Tech-

nologie auf die Fahrer im Platoon. 

Schwerpunkte liegen dabei auf der 

neurophysiologischen und psycho-

sozialen Ebene. Die gewonnenen 

Erkenntnisse aus der Untersuchung 

fließen unmittelbar in die Technolo-

gieentwicklung und Gestaltung der 

Arbeitsbedingungen der Fahrer ein.

Im Modellprojekt verkehren die Lkw 

zunächst ohne Ladung, um die Fahr-

bedingungen im Alltagsverkehr zu 

erproben und die Fahrer zu schulen. 

Im Laufe des Jahres 2018 sollen bis 

zu drei Fahrten täglich mit realen 

Ladungen auf der A 9 zwischen 

München und Nürnberg stattfinden. 

(ff) 

Q3

Mit großer Mehrheit stimmte der Deutsche Bundestag der Neuordnung der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen zu. Mit beschlossen wurde eine Neureglung der Auftragsverwaltung der Bun-

desfernstraßen. (Foto: © Deutscher Bundestag / Thomas Trutschel/photothek.net)

-8-
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Verkehrsminister tagten in Hamburg

(Hamburg) - Am 27. und 28. April 2017 

fand die Verkehrsministerkonferenz in 

Hamburg statt. Zahlreiche Themen 

standen auf der Tagesordnung:

Elektromobilität

Ein länderübergreifendes, ausgewoge-

nes und bedarfsgerechtes Angebot an 

Normal- und Schnellladepunkten soll 

für Elektrofahrzeuge entstehen. Zu-

künftige Förderungen sollen daraufhin 

ausgelegt werden. Ein Sonderpro-

gramm für die Elektrifizierung von 

Bussen soll aufgelegt werden.

Planungsbeschleunigung

Die Verkehrsminister fordern den Bund 

auf, gemeinsam mit den Ländern eine 

grundlegende Reform des Planungs-

rechts voranzutreiben. Ziel ist es, Infra-

strukturprojekte schneller planen zu 

können.

Luftreinhaltung

Nicht nur CO

2

-Emissionen von Diesel-

Fahrzeugen sehen die Verkehrsminister 

als Problem, auch die NO

2

-Emissionen 

sollen reduziert werden. Der Bund wird 

aufgefordert sich innerhalb der EU für 

zeitnahe verlässliche Messstandards 

einzusetzen. Die Automobilindustrie, 

die Europäische Kommission und der 

Bund werden aufgefordert eine wirk-

same Reduzierung von NO

2

-Emissio-

nen zu erzielen.

Schienenverkehr

Der Schienengüterverkehr soll mit wei-

teren Maßnahmen gestärkt werden, 

insbesondere durch eine deutliche 

Senkung der Trassenpreise. Künftig soll 

ein komplett barrierefreier Ausbau aller 

Bahnstationen entlang von Ausbau-

und Neubaustrecken sichergestellt 

werden.

Lang-Lkw

Mehr Güterverkehr soll von der Straße 

auf die Schiene. Durch Lang-Lkw dürf-

ten dem Kombinierten Verkehr keine 

Nachteile entstehen.

Abbiegeassistenzsysteme für

Nutzfahrzeuge

Verkehrsunfälle zwischen Lkw mit Fuß-

gängern und Radfahrern sind sehr 

schwerwiegend. Abbiegeassistenzsys-

teme für Nutzfahrzeuge ab 3,5 Tonnen 

sollen verpflichtend vorgeschrieben 

werden. Diese Systeme warnen den 

Fahrer beim Abbiegen vor Fußgängern 

und Radfahrern und lösen im Notfall 

eine Notbremsung aus.

Infrastrukturgesellschaft

Die Verkehrsministerkonferenz hält 

dezentrale, regionale und operativ tä-

tige Organisationseinheiten der zu-

künftigen Infrastrukturgesellschaft des 

Bundes für notwendig. (ff) 

Q6
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(Berlin) - Am 23. Juni 2017 stellte 

Bundesverkehrsminister Alexander 

Dobrindt (CSU) den Masterplan 

Schienengüterverkehr vor.

Ziel des Bundes ist, mehr Güterver-

kehr auf die umweltfreundlichere 

Schiene zu verlagern, den Marktan-

teil des Sektors zu steigern und die 

Branche dauerhaft zu stärken.

Darüber hinaus investiert der Bund 

in den Ausbau der Infrastruktur, z. B. 

in das 740-Meter-Netz für längere 

Züge. Die Digitalisierung und Auto-

matisierung von Transport- und 

Verladeprozessen wird vorangetrie-

ben. Unternehmen sollen entlastet 

und leistungs- und Wettbewerbsfä-

higer werden.

Wesentliche Maßnahmen des Mas-

terplans Schienengüterverkehr sind:

- Kosten reduzieren

Senkung der Trassenpreise um 350 

Millionen Euro im kommenden 

Jahr.

- Leistungsfähige Infrastruktur

Aus- und Neubau von wichtigen 

Strecken und Knoten für den Gü-

terverkehr.

- Digitalisierung und

Automatisierung

Steigerung der Kapazität im Netz, 

mit Online-Buchungsverfahren, 

digitale Fahrpläne und Regelwerke 

oder digitaler Trassenvergabe.

Durch (Teil-)-Automatisierung 

werden Strecken besser ausgelastet 

und die Leistungsfähigkeit erhöht. 

Der Güterverkehr auf der Schiene 

soll zuverlässiger und kostengüns-

tiger werden. (ff) 

Q5

Zahlreiche Themen standen bei der Verkehrsministerkonferenz in Hamburg auf der Tagesordnung.

(Foto: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur)
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Bund will schneller planen

(Berlin) - Bundesverkehrsminister 

Alexander Dobrindt stellte am 24. Mai 

2017 in Berlin die "Strategie 

Planungsbeschleunigung" vor. Sie ist 

die Grundlage, um Planungs- und 

Genehmigungsverfahren für 

Infrastrukturprojekte zu verkürzen. 

Ein Planungsbeschleunigungsgesetz 

soll folgen.

Ab 2018 stehen mehr Mittel für die 

Infrastruktur bereit, als jemals zuvor. 

Ziel des Bundes ist alle vordringlichen 

Projekte des neuen 

Bundesverkehrswegeplans 2030 

umzusetzen oder zu beginnen. Das 

Nadelöhr sind nicht mehr die 

Finanzen, sondern fehlende 

Planungen. Die Planungsprozesse 

sind langwierig und kompliziert. Der 

Bundesverkehrswegeplan dürfe nicht 

daran scheitern, dass 

Planfeststellungsverfahren scheitern, 

so der Bundesminister. Der Bund will 

schneller planen, um zügiger bauen 

zu können - mit einem modernen 

und bürgerfreundlichen 

Planungsrecht. Dazu sollen die 

Verfahren vereinfacht und der 

Umweltschutz praktikabel gestaltet 

werden.

Die "Strategie 

Planungsbeschleunigung" basiert auf 

der Arbeit einer eingesetzten 

Experten-Runde mit Vertretern aus 

Politik, Verbänden, Wissenschaft, 

Wirtschaft und Verwaltung.

Schwerpunkte der Strategie:

Mehr Digitalisierung

Alle Planungsunterlagen werden 

künftig im Internet veröffentlicht, 

damit Bürger einfacher darauf 

zugreifen können. Die Möglichkeiten 

des digitalen Planens und Bauens 

(Building Information Modeling; 

BIM) werden zukünftig innerhalb der 

Genehmigungsbehörden genutzt. Alle 

Beteiligten werden digital vernetzt.

Vereinfachte Verfahren

Raumordnungs- und 

Planfeststellungsverfahren sollen in 

Pilotprojekten zusammengefasst 

werden, um Doppelarbeiten zu 

vermeiden. Für Ersatzbauten von 

Brücken und Schleusen sollen 

vereinfachte Verfahren stärker 

genutzt werden. Projektmanager 

sollen behördliche Verfahren 

vorbereiten und durchführen können.

Praktikables Umweltrecht

Die Artenschutzlisten wurden seit 25 

Jahren nicht mehr aktualisiert und 

sollen nun aktualisiert werden, damit 

die tatsächlich gefährdeten Arten 

effektiv geschützt werden. 

Umweltinformationen werden 

gebündelt und Kartier- und 

Artendaten in Datenbanken 

eingepflegt. Für Einwendungen soll 

die Präklusion, also eine 

Stichtagsregelung wieder eingeführt 

werden, um einen geordneten 

Abschluss der Verfahren und 

Rechtssicherheit zu gewährleisten.

Die komplette "Strategie 

Planungsbeschleunigung" wurde 

veröffentlicht unter: www.bmvi.de, 

Suchbegriff: "Strategie 

Planungsbeschleunigung" (ff)

Q8
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(Berlin) - Der Bund kann sich künftig 

finanziell am Bau von Radschnellwe-

gen in der Baulast der Länder, Ge-

meinden und Gemeindeverbände 

beteiligen. Das beschloss der Deut-

sche Bundestag am Donnerstag, 27. 

April 2017 mit einer Änderung des 

Bundesfernstraßengesetzes.

Radschnellwege sind Teil eines 

nachhaltigen Verkehrssystems in 

Deutschland und insbesondere für 

urbane Räume und Metropolregio-

nen interessant. Die Etablierung von 

Radschnellwegen hat folgende Ziele: 

Pendlerverkehre verstärkt mit dem 

Fahrrad abzuwickeln, Staus zu ver-

meiden und den Verkehr insgesamt 

zu verflüssigen. Daher können Rad-

schnellwege negative Verkehrsfolgen 

wie Lärmbelastung und Schadstoff-

emissionen deutlich reduzieren so-

wie zusätzlich eine Entlastungs-

wirkung von Bundesfernstraßen 

herbeiführen, einen Beitrag zur Luft-

reinhaltung und zum Klimaschutz 

leisten.

Der Bund fördert mit der Gesetzes-

änderung nicht generell Radwege, 

sondern nur spezifische Radschnell-

wege, die auf Grund baulicher An-

forderungen für den schnellen, mög-

lichst störungsfreien Radverkehr 

bestimmt sind. Kriterien dafür sind 

u.a. eine Prognosebelastung von in 

der Regel mindestens 2.000 Fahr-

radfahrten pro Tag und ein Fahr-

bahnquerschnitt von in der Regel 

vier Metern Breite. Radschnellwege 

dürfen nur von Radfahrern genutzt 

werden.

Zudem dürfen Radschnellwege nicht 

überwiegend touristischen Verkeh-

ren dienen, sondern müssen eine 

eigene Verkehrsbedeutung haben -

vor allem für Berufs- und Pendler-

verkehre. Radschnellwege eignen 

sich deshalb nur in Gebieten mit 

einer höheren Anzahl an Radfahrern, 

wie in größeren Städten oder zwi-

schen größeren Städten sowie in 

Ballungsräumen. (ff) 

Q7
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Neuer Stadtentwicklungsbericht vorgestellt

(Berlin) - Die Bundesregierung legte im 

April 2017 den neuen Stadtentwick-

lungsbericht 2016 vor (Bundestags-

drucksache (18/11975).

Aktuelle Schwerpunkte

Aktuelle Schwerpunkte der Stadtent-

wicklung sind u.a. die Wohnraument-

wicklung in stark nachgefragten Städ-

ten, die Förderung sozial inklusiver 

Urbanität, Digitalisierung unter dem 

Stichwort "Smart Cities" und Klima-

schutz. Neben einer Beschreibung der

Herausforderungen enthält der aktuelle 

Bericht die Programme, Gesetzesvorha-

ben und Kooperationen im Rahmen der 

Stadtentwicklung.

Zukunftsfähigkeit

Weiterhin haben die Städte in Süd-

deutschland eine hohe Zukunftsfähig-

keit. Während die Städte hier bis auf 

wenige Ausnahmen wachsen, schrump-

fen viele Städte vor allem in ländlichen 

Gebieten in den neuen Bundesländern.

Nachhaltige Mobilität

Als eine der wichtigsten Aktivitäten für 

einen klimaschonenden Stadtverkehr 

und nachhaltige Mobilität wird im Be-

richt die Reduzierung verkehrsbeding-

ter Emissionen genannt. Vorgestellt 

wird die Unterstützung der Kommunen 

durch Förderprogramme für Fuß- und 

Radverkehr, Car- und Bikesharing sowie 

des ÖPNV.

Über den Stadtentwicklungsbericht

Alle vier Jahre erstellt die Bundesregie-

rung einen Stadtentwicklungsbericht. 

Der Stadtentwicklungsbericht be-

schreibt die aktuelle Situation deut-

scher Städte und Gemeinden, doku-

mentiert die Aktivitäten des Bundes im 

Bereich der Stadtentwicklungspolitik in 

den letzten vier Jahren, benennt die 

Herausforderungen, vor denen die 

Städte und die Stadtentwicklungspolitik 

stehen und zeigt Optionen für eine 

künftige Politik zur Förderung der 

Kommunen auf. (ff) 

Q10

Neuer Verkehrsinvestitionsbericht vorgelegt

(Berlin) - Jährlich berichtet der 

Bundesminister für Verkehr über die 

Entwicklung der Bundesfernstraßen, 

der Bundesschienenwege und 

Bundeswasserstraßen.

Das Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur legte im Juni 

2017 den Verkehrsinvestitionsbericht 

für das Berichtsjahr 2015 vor

(Bundestagsdrucksache 18/12764).

2015 investierte der Bund rd. 5,3 Mrd. 

Euro in die Bundesfernstraßen, rd. 4,6 

Mrd. Euro in die Bundesschienenwege 

und rd. 1,8 Mrd. Euro in die 

Bundeswasserstraßen.

Auf den Bundesautobahnen wurden 

46,5 km Neubaustrecken und 78,9 km 

Ausbaustrecken fertiggestellt. 11 

Ortsumfahrungen konnten fertiggestellt 

werden, 40 waren im Bau. Insgesamt 

wurden 2,94 Mrd. Euro für die 

Erhaltung der Bundesautobahnen und 

Bundesstraßen ausgegeben. 

22 Kilometer Lärmschutzwälle und 

31 Kilometer Lärmschutzwände wurden 

errichtet. Für Radwege an 

Bundesstraßen wurden 80,2 Mio. Euro 

ausgegeben.

Grundwasserwanne kostet 32 Mio.

Bei den Bauprojekten ist die 

Grundwasserwanne im Zuge der 

B 30 neu bei Ravensburg als großes 

Ingenieurbauwerk aufgeführt. Das rd. 

740 Meter lange Bauwerk kostet nach 

aktuellem Stand rd. 32 Mio. Euro. Für 

die gesamte Baumaßnahme sind aktuell 

Kosten von 81,7 Mio. Euro angesetzt.

Südbahn auf gutem Weg

Die Arbeiten zur Elektrifizierung der 

Südbahn sind auf einem guten Weg: 

Alle fünf Planfeststellungsverfahren 

sind abgeschlossen. Der Bund rechnet 

mit einem Baubeginn in 2018. Ab 2021 

sollen die ersten Züge elektrisch fahren. 

Die Gesamtkosten betragen nach 

aktuellem Stand 226 Mio. Euro. (ff) 

Q11

TToollll CCoolllleecctt:: MMiilllliioonneennbbeettrruugg

vveerrmmuutteett

(Berlin) - Seit zwölf Jahren nimmt 

Toll Collect die Lkw-Maut für den 

Bund ein. Nun hat das Betreiberkon-

sortium des deutschen Mautsystems 

Probleme mit dem Staatsanwalt.

Mitarbeiter von Toll Collect sollen 

den Bund um mehrere Millionen 

Euro betrogen haben, so der Vor-

wurf. Ermittler durchsuchten im Mai 

2017 die Unternehmenszentrale in 

Berlin, wie Staatsanwaltschaft und 

Polizei mitteilten. Im Verdacht ste-

hen mehrere Manager, dem Bund für 

die Ausweitung der Lkw-Maut auf 

ausgewählte Bundesstraßen im Jahr 

2012 überhöhte Kosten berechnet zu 

haben. In den Folgejahren habe der 

Bund deshalb zu viel Geld an Toll 

Collect überwiesen. Die Ermittler 

sprechen von mehreren Millionen 

Euro Schaden. Die genaue Scha-

denshöhe werde noch ermittelt.

Wie die Behörden mitteilten, hatte 

ein früherer Toll Collect-Mitarbeiter 

die Ermittler auf die Spur gebracht. 

Eine Toll Collect-Sprecherin bestä-

tigte inzwischen, dass der Schaden 

für den Bund bis zu drei Millionen 

Euro jährlich betrage.

Das Bundesverkehrsministerium hat 

den Ermittlern Unterlagen zur Ver-

fügung gestellt, wie ein Sprecher 

mitteilte. Die Ermittlungen gelte es 

abzuwarten.

Das Mautsystem von Toll Collect ist 

seit 2005 in Betrieb. Starten sollte es 

schon 2003, was aufgrund techni-

scher Mängel nicht gelang. Den da-

durch entstandenen Schaden er-

setzte das Betreiberkonsortium dem 

Bund bis heute nicht vollständig. Es 

kam zu jahrelangen Gerichtsverfah-

ren.

Derzeit sucht der Bund einen neuen 

Betreiber für das Mautsystem, für die 

Zeit von 2018 bis 2030. Toll Collect 

hat angekündigt sich zu bewer-

ben. (ff) 

Q9
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Neuer Pendlerrekord in Deutschland

(Bonn) - In Deutschland gibt es immer 

mehr Pendler. Noch nie pendelten so 

viele Menschen zur Arbeit wie heute. 

Das berichtet das Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumordnung in 

Bonn.

Anstieg auf 18,4 Millionen Pendler

Der Anteil der Beschäftigten, die zum 

Teil lange Wege zum Arbeitsplatz und 

zurück in Kauf nehmen, ist im vergan-

genen Jahr um 0,2 Prozent auf einen 

neuen Rekordwert von 59,4 Prozent 

gestiegen. Damit wuchs die Zahl der 

Pendler auf rund 18,4 Millionen.

Ursachen

Zu den Hauptgründen zählen die in 

vielen Städten hohen Miet- und Immo-

bilienpreise sowie wechselnde und 

gestiegene Beschäftigungsverhältnisse. 

Immer mehr Doppelverdienerhaus-

halte, veränderte Arbeitsmarktstruktu-

ren und der Rückgang der Normalar-

beitsverhältnisse tragen ebenfalls zu 

einem stärkeren Pendelverhalten bei.

Mehr pendeln von Ost nach West

2016 pendelten rund 404.000 ostdeut-

sche Beschäftigte in den Westen. Um-

gekehrt pendelten nur 158.000 in den 

Osten.

Längere Entfernungen

Im Durchschnitt werden auch die Pen-

del-Entfernungen immer länger. So 

betrug die Länge des einfachen Ar-

beitsweges laut Bundesinstitut im ver-

gangenen Jahr im Schnitt 16,91 Kilo-

meter, im Jahr davor waren es 16,76 

Kilometer. (ff) 

Q13

Förderprogramm Rad- und Fußverkehrsinfrastruktur

(Stuttgart) - Bis zum 30. September 2017 

können Kommunen die Förderung 

kommunaler Rad- und Fußverkehrs-

infrastruktur beantragen.

Im Förderprogramm 2017 sind 360 

Maßnahmen enthalten. Ziel des Landes 

ist die Verbesserung der Verkehrsinfra-

struktur in den Kommunen durch den 

Bau und Ausbau des kommunalen Rad-

und Fußverkehrsnetzes. Das Programm 

wird jährlich vom Ministerium für Ver-

kehr Baden-Württemberg fortgeschrie-

ben.

Für die kommende Förderperiode kön-

nen noch bis zum 30. September 2017 

Maßnahmen angemeldet werden. Zur 

Antragstellung sind Städte, Gemeinden 

und Landkreise berechtigt. Projekte 

können beim zuständigen Regierungs-

präsidium angemeldet werden. (ff) 

Q14

LLaanndd fföörrddeerrtt MMaacchhbbaarrkkeeiittssssttuuddiieenn

ffüürr RRaaddsscchhnneellllwweeggee

(Stuttgart) - Das Landesverkehrsmi-

nisterium stellt rund 1,2 Millionen 

Euro zur Förderung von Machbar-

keitsstudien für 29 Radschnellwege 

in Baden-Württemberg bereit. Das 

Land bezuschusst die Studien zu 80 

Prozent.

In allen Landesteilen besteht ein 

großes Interesse am Bau von Rad-

schnellverbindungen. Auf wichtigen 

Pendlerachsen könnte damit ein Teil 

des Auto-Verkehrs auf das umwelt-

und klimafreundliche Fahrrad verla-

gert werden. Zudem könnte die Situ-

ation auf überlasteten Zugverbin-

dungen entschärft werden.

Charakteristisch für Radschnellver-

bindungen sind die Möglichkeiten 

zum Kreuzen anderer Verkehrswege 

durch Brücken, Tunnel oder durch 

Vorrang für Radfahrer. Radschnell-

verbindungen sind auf viele Radfah-

rer ausgelegt und daher breiter. Für 

29 mögliche Strecken haben 13 

Landkreise und Regionalverbände 

ihr Interesse angemeldet.

Gefördert werden Machbarkeitsstu-

dien zu potenziell wichtigen Verbin-

dungen, bei denen viel Radverkehr 

zu erwarten ist. Auch müssen ge-

wisse Standards für die Machbar-

keitsstudien eingehalten werden.

Für die Planung und den Bau von 

Radschnellverbindungen hat der 

Landtag im Haushalt 3 Millionen 

Euro für 2017 bereitgestellt.

Parallel zur Förderung der Machbar-

keitsstudien wird vom Verkehrsmi-

nisterium Baden-Württemberg eine 

landesweite Potenzialanalyse zu 

Radschnellverbindungen durchge-

führt. Damit werden die wichtigsten 

Radschnellverbindungen identifi-

ziert sowie Qualitätsstandards aus-

gearbeitet. (ff) 

Q12

Noch nie gab es so viele Pendler in Deutschland, wie 2016. 59,4% pendelten zum Arbeitsplatz, rund 

18,4 Millionen Menschen. (Foto: Free-Photos/pixabay.com)
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Mehr Straßensperrungen wegen neuer Arbeitsstättenregelung

(Stuttgart) - Anfang 2017 sind in Baden-

Württemberg die neuen technischen 

Regeln für Arbeitsstätten (ASR A5.2) 

eingeführt worden. Sie gelten für Stra-

ßenbaustellen und ergänzen die Richt-

linien für die Sicherung von Arbeits-

stellen an Straßen (RSA).

Die neuen Arbeitsschutzrichtlinien 

legen u.a. größere Mindestbreiten für 

die Verkehrsführung bei einer Baustel-

lenabsicherung mit transportablen 

Schutzeinrichtungen fest. Die neuen 

Richtlinien verlangen inner- wie außer-

orts eine vorhandene Gesamtfahrbahn-

breite von mindestens 7,85 m bei ma-

ximal 30 km/h bzw. von 8,25 m bei ma-

ximal 50 km/h - jeweils ein Meter mehr 

als bisher.

Die größeren Mindestbreiten gehen vor 

allem auf eine Verbreiterung des

Sicherheitsraumes zwischen dem Bau-

bereich und dem Verkehrsbereich zu-

rück. Dadurch wird die Arbeitssicher-

heit der Straßenbauarbeiter erhöht.

Von der neuen Regelung sind voraus-

sichtlich viele Bundesstraßen und na-

hezu alle Landesstraßen betroffen. Sie 

können künftig nur noch unter Voll-

sperrung saniert werden. Bei Sanie-

rungsmaßnahmen wird es deshalb viel 

häufiger als bisher zu Vollsperrungen

und Umleitungen in beiden Fahrtrich-

tungen kommen.

Im Gegenzug können verstärkt die Vor-

teile des Bauens unter Vollsperrung 

ausgenutzt werden: Eine kürzere Bau-

zeit und höherwertige Fahrbahndecken, 

die eine längere Lebensdauer begünsti-

gen. (ff) 

Q18

Feinstaubmessung mit günstigen Sensoren nicht immer belastbar

(Karlsruhe) - In zahlreichen Kommunen 

laden Bürgerinitiativen dazu ein mit 

selbst gebauten Meßgeräten die 

Feinstaubbelastung an ihrem Wohnort 

zu messen. Eine bekannte Initiative ist 

"OK-LAB". Die Landesanstalt für 

Umwelt, Messungen und Naturschutz 

Baden-Württemberg (LUBW) hat den 

häufig eingesetzten Feinstaubsensor 

"Nova PM SDS011" untersucht. Nur 

unter bestimmten meteorologischen 

Bedingungen lieferte der Sensor bei 

Feinstaubbelastungen von weniger als 

20µg/m³ zufriedenstellende Werte. Bei 

allen anderen Bedingungen kam es zu 

erheblichen Abweichungen. Der Bericht 

der LUBW ist abrufbar unter: 

http://www4.lubw.baden-

wuerttemberg.de/servlet/is/268831/

(ff)

Q19

NNeeuuee AApppp ""VVeerrkkeehhrrssiinnffoo BBWW""

vveerrffüüggbbaarr

(Stuttgart) - Die Landesstelle für 

Straßentechnik hat die App "Ver-

kehrsinfo BW" überarbeitet. Die App 

liefert jederzeit, überall aktuelle Ver-

kehrsinformationen. Alle dem Land 

verfügbaren Informationen sind 

abrufbar. Verkehrsminister Winfried 

Hermann erhofft sich von der App 

einen bewussten Umgang der Bür-

gerinnen und Bürger bei ihrer Reise-

entscheidung - von der Wahl der 

Reisezeit bis hin zum Verkehrsmittel. 

Die App ist im Google Play und dem 

Apple App Store erhältlich. (ff) 

Q15

RReeggiioonnaallvveerrbbaanndd wwiillll RRaaddsscchhnneellll--

wweegg BBaaiinnddtt -- FFrriieeddrriicchhsshhaaffeenn

(Region) - Der Regionalverband Bo-

densee-Oberschwaben prüft einen 

Radschnellweg von Baindt bis Fried-

richshafen. Die Radschnellver-

bindung soll parallel zur B 30 ver-

laufen und hat nach Einschätzung 

des Regionalverbandes ein großes 

Potential diese zu entlasten sowie 

einen Beitrag zur Stauvermeidung 

und zur Luftreinhaltung zu leisten. 

Das Planungsbüro VIA hat auf der 

Achse Friedrichshafen - Mecken-

beuren - Ravensburg eine Auslastung 

von mindestens 2.000 Radfahrern 

pro Tag prognostiziert. Die Rad-

schnellverbindung umfasst eine 

Länge von ca. 30 km in einem topo-

grafisch weitgehend flachen Terrain. 

Die Kosten der Machbarkeitsstudie 

betragen 79.730 Euro. Das Ministe-

rium für Verkehr Baden-Württem-

berg hat die Förderung einer Mach-

barkeitsstudie mit 80% grundsätzlich 

bestätigt. Die übrigen Kosten von 

15.964 Euro werden vom Landkreis 

Ravensburg und Bodenseekreis ge-

tragen. (ff) 

Q16

VVeerrmmeessssuunnggeenn ffüürr RRaaddwweegg

(Oberessendorf / Englerts) - Die 

Radweglücke an der B 30 von He-

bershaus bis Englerts soll geschlos-

sen werden, so Bürgermeister Gunt-

ram Grabherr im August. Das Re-

gierungspräsidium Tübingen lässt 

derzeit Vermessungen für den ge-

planten Radweg entlang der B 30 

durchführen. Mit dem Bau ist jedoch 

erst in einigen Jahren zu rechnen. 

(ff)

Q17
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Zum Schutz von Straßenarbeitern wird es künftig bei Straßensanierungen viel häufiger zu Vollsper-

rungen kommen. (Foto: charlygutmann/pixelio.com)

http://www4.lubw.baden-
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"Initiative B30" legte Hermann fertiges Priorisierungskonzept vor

(Stuttgart) - Die "Initiative B30" hat ihr 

Priorisierungskonzept zur Umsetzung 

des aktuellen Bedarfsplans für die Bun-

desfernstraßen für die Projekte in Ba-

den-Württemberg, zum 27. Juli 2017, 

aktualisiert. Mit der Aktualisierung 

erfolgte eine Anpassung an den aktuel-

len Maßnahmenpool des Landes, der 

die Projekte enthält, die das Land bis 

zum Herbst priorisiert.

Bund, Land und Minister informiert

Bereits bei der Bürgerbeteiligung zum 

Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) 

hat die "Initiative B 30" ihr Priorisie-

rungskonzept beim Bundesministerium 

für Verkehr eingebracht. Nach der Fer-

tigstellung des BVWP erfolgten zwei 

Aktualisierungen. Diese erhielt Lan-

desminister Hermann mit Schreiben 

vom 1. November 2016. Nach der Ver-

abschiedung der Ausbaugesetze im 

Deutschen Bundestag erfolgte eine 

dritte Aktualisierung mit Anpassung an 

den Bedarfsplan 2016. Diese Fassung 

erhielt Minister Hermann mit Schrei-

ben vom 10. Februar 2017, sowie am 12. 

Februar 2017 die Mitglieder des Aus-

schusses für Verkehr im Landtag von 

Baden-Württemberg.

Inhalt des Konzeptes

Das Priorisierungskonzept der "Initia-

tive B 30" umfasst mehrere Prioritäten-

listen mit unterschiedlicher Schwer-

punktsetzung, sowie einer Auswertung 

der einzelnen Listen mit der Ermittlung 

des Priorisierungskonzeptes, das den

größten Nutzen für das Land erbringt.

Kriterien des Bundes berücksichtigt

Das Konzept berücksichtigt den Pla-

nungsstand, die Betriebskosten im 

Personen- und Güterverkehr, Instand-

haltungs- und Betriebskosten der Ver-

kehrswege, impliziten Nutzen, Verän-

derung der Zuverlässigkeit von Ver-

kehrswegen, Auswirkungen auf Um-

welt- und Naturschutz, Verkehrssicher-

heit, den Raumordnerischen und Städ-

tebaulichen Nutzen, die Entlastung von 

Einwohnern, Verbesserung des Ver-

kehrsflusses, Beseitigung von Eng-

pässen sowie den Ersatz- und Erhal-

tungsbedarf. Für die Priorisierung wur-

de die Datengrundlage des Bundes 

verwendet, die bei der Aufstellung des 

Bundesverkehrswegeplans 2030 von 

diversen Fachbüros ermittelt wurde.

Die "Initiative B 30", gewichtete zu-

nächst die einzelnen Kriterien. Dann 

wurden Punkte nach Projekt und Kri-

terium vergeben und summiert. Die 

Projekte wurden nach besonderer 

Dringlichkeit, Planungsstand und 

Punkte - von der höchsten zur nied-

rigsten Punktzahl - sortiert. Dadurch 

ergaben sich die einzelnen Prioritäten-

listen mit der Reihenfolge der Projekte. 

Diese Listen wurden abschließend aus-

gewertet.

Fünf Szenarien

Insgesamt wurden fünf Prioritätenlis-

ten erstellt, in der die einzelnen...

SSppaatteennssttiicchh ffüürr QQuueerrssppaannggee

(Erbach / Dellmensingen) - Am 

3. August 2017 fand der Spatenstich 

für den Bau der Querspange der 

B 311 zur B 30 bei Erbach-Dellmen-

singen statt. An der Feierlichkeit 

nahmen der Parlamentarische 

Staatssekretär beim Bundesminister 

für Verkehr und digitale Infrastruk-

tur, Norbert Barthle MdB, weitere 

Mitglieder des Deutschen Bundesta-

ges sowie des Landtages von Baden-

Württemberg, der Ministerialdirek-

tor im Ministerium für Verkehr Ba-

den-Württemberg Prof. Dr. Uwe Lahl 

sowie Regierungspräsident Klaus 

Tappeser teil.

Mit dem Bau der Querspange wird 

die Leistungsfähigkeit der B 311 

durch die Verlagerung von Verkeh-

ren auf die B 30 gestärkt. Die stark 

belastete Ortsdurchfahrt Erbach wird 

entlastet.

Die Querspange hat eine Länge von 

rund 5,850 km. Im Zuge der Maß-

nahme werden 13 Brückenbauwerke 

errichtet. Bei Dellmensingen ent-

steht mit der B 30 eine neue An-

schlussstelle. Die Gesamtkosten der 

Baumaßnahme betragen rund 34 

Mio. Euro und werden vom Bund 

getragen. (ff) 

Q20

BBUUNNDD rreeiicchhtt KKllaaggee eeiinn

(Neu-Ulm) - Die Stadt Neu-Ulm gibt 

ihren Widerstand gegen den Ausbau 

der planfestgestellten Bundes-

straße 10 von Neu-Ulm bis zum An-

schluss Nersingen mit der A 7 auf. 

Enttäuscht zeigen sich Stadträte: 

Teile von Grüne, Freie Wähler und 

FDP hätten lieber das Verwaltungs-

gericht angerufen. Die geplante 

Fahrbahn sei viel zu breit. Laut Bür-

germeister Gerold Noerenberg kann 

der Freistaat Bayern nichts gegen die 

Ausmaße ausrichten. Außerdem 

forderten die Grünen im Gemein-

derat die bayrische Stadt auf, der 

Klage des Bund für Umwelt und 

Naturschutz (BUND) beizutreten 

oder zumindest mit 1.000 Euro zu 

unterstützen. (ff) 
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Schon im November 2016 legte die "Initiative B30" Verkehrsminister Winfried Hermann ihr Priori-

sierungskonzept vor. Die "Initiative B 30" hat ihr Priorisierungskonzept zum 27. Juli 2017 aktuali-

siert. Im Vordergrund steht der Gesamtnutzen für das Land. (Grafik: ff)
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...Projekte je nach Zielsetzung (Szena-

rio) weiter oben oder weiter unten in 

der Liste stehen.

Jede Liste hat einen anderen Schwer-

punkt: Verkehrsfluss, Verkehrssicher-

heit, Wirkung Mensch, Wirkung Um-

welt und Gleichgewichtung der Krite-

rien. Bei der "Gleichgewichtung der 

Kriterien" sind alle Priorisierungskri-

terien mit dem gleichen Anteil berück-

sichtigt. Im Szenario "Verkehrsfluss" 

hat die Verbesserung des Verkehrs-

flusses einen Anteil von 50% an der 

Gesamtbewertung. Ähnlich verhält es 

sich bei den übrigen drei Szenarien.

Auswertung der Szenarien

In einem letzten Schritt wurden die 

einzelnen Prioritätenlisten ausgewer-

tet, nach den Kriterien: Gesamtwirt-

schaftlicher Nutzen, Umgesetzte groß-

räumig bedeutsame Projekte, Nutzen 

für die Verkehrssicherheit, Umgesetzte 

Projekte mit hoher Um-

weltbetroffenheit, Flächenverbrauch, 

Bilanz Entlastung Einwohner, Städte-

baulicher Nutzen, Umgesetzte raum-

wirksame Projekte und Umgesetzte 

Projekte mit Auslastungsgrad > 0,9 

(Engpassbeseitigung). Dabei wurde 

die erste Hälfte der Projekte der ein-

zelnen Listen in die Auswertung ein-

bezogen. Letztlich ist dem Gesamter-

gebnis der Szenarien klar zu entneh-

men, welches Szenario den größten 

Nutzen für das Land erbringt.

Das "eine" Konzept gibt es nicht

Die Fortschreibungen mit mehrfacher 

Auswertung zeigen deutlich auf: Das 

Konzept mit dem größten Nutzen für 

das Land hängt maßgeblich von der 

Projektliste ab.

Nach der aktuellen Auswertung der 

Projekte die das Land bis zum Herbst 

priorisiert, ist das alternative Szenario 

4 - Gleichgewichtung der Kriterien am 

besten geeignet. Knapp gefolgt vom 

alternativen Szenario 1 - Betonung 

Verkehrssicherheit.

Unter Einbezug aller Projekte, diese 

Auswertung wurde im Februar 2017 

Minister Hermann und dem Landtag 

vorgelegt, lieferte das Standard-Sze-

nario - Betonung Verkehrsfluss noch 

die besten Ergebnisse. Methodisch 

wurde mit der Fortschreibung zum 27. 

Juli 2017 nichts geändert, jedoch hat 

sich die Projektliste verändert.

Aktueller Stand und Bewertung

Das Priorisierungskonzept der "Initia-

tive B 30" ermöglicht die Auswahl des 

besten Konzeptes, das den größten 

Nutzen für das Land erbringt. Im Vor-

dergrund steht der Gesamtnutzen für 

das Land, nicht das einzelne Projekt.

Das leistet die geplante Priorisierung 

des Landes nicht. Zum einen sind 

nach aktuellem Stand die Kriterien des 

Landes in Teilen sehr unklar und zum 

anderen sind keine Szenarien vorge-

sehen. Vermutlich wird eine Liste 

vorgelegt, aus der nicht hervorgeht, ob 

sie für das Land den größtmöglichen 

Nutzen bringt.

Bund lehnt Priorisierung ab

Wenig anfreunden kann sich der Bund 

mit der aktuell geplanten Priorisierung 

des Landes. Im Koalitionsvertrag von 

CDU und Grünen ist jedoch verein-

bart, dass die Priorisierung in enger 

Zusammenarbeit mit dem Bund erfol-

gen soll.

Nur vorläufige Lösung

Eine Prioritätenliste kann nur eine 

vorläufige Lösung sein. Um alle vor-

dringlichen Projekte des Bedarfsplans 

2016 bis 2030 umzusetzen oder zu-

mindest zu beginnen, sind eindeutige 

Maßnahmenkonzepte notwendig. 

Neben der Schaffung von weiteren 

Stellen in der Straßenbauverwaltung 

sind Wege zu finden, wie diese Stellen 

besetzt werden können. Einige Kom-

munen und Landkreise streben zudem 

an, Projekte selbst zu beplanen. Hier-

für fehlt jedoch die Rechtsgrundlage: 

Der notwendige Erlass des baden-

württembergischen Verkehrsministe-

riums ist ausgelaufen. (ff) 
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Nach dem aktualisierten Priorisierungskonzept der "Initiative B 30", vom 27. Juli 2017, wird mit dem alternativen Szenario 4 - Gleichgewichtung der 

Kriterien der größte Nutzen für das Land erzielt. (Grafik: ff)
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B 30-Ausschuss beriet über aktuellen Stand

(Gaisbeuren) - Der B 30-Ausschuss der 

Stadt Bad Waldsee tagte im Juli 2017 

zum aktuellen Stand der Ortsumfah-

rungen Gaisbeuren und Enzisreute. Das 

Projekt "B 30 Enzisreute - Gaisbeuren" 

ist im Bundesverkehrswegeplan 2030 

im "Vordringlichen Bedarf" aufge-

nommen. Jetzt geht es an die planeri-

sche Umsetzung. Doch dazu gibt es von 

Seiten des Landes hohe Hürden. Wil-

fried Franke brachte die Sichtweise des 

Regionalverbandes Bodensee-Ober-

schwaben vor.

Regionalverband kämpft für

Planungsalternativen

Verbandsdirektor Wilfried Franke 

machte deutlich, dass es keine schnelle 

Lösung geben wird. Einerseits werde 

der Bund für die Bundesfernstraßenge-

sellschaft das beste Personal für sich 

gewinnen wollen und andererseits 

Baden-Württemberg bis zum Herbst 

eine eigene Prioritätenliste erstellen. Im 

Land ist die Personalsituation sehr 

angespannt und die planerischen Ka-

pazitäten fehlen für neue Projekte, so 

Franke. Nach seiner Auffassung ist der 

Bund nicht mit einer eigenen Landes-

Prioritätenliste einverstanden. Eigene 

Berechnungen können hoch manipu-

lativ und nicht absehbar sein, was dabei 

herauskommt. Franke hob hervor, dass 

nur diejenigen Projekte, die weit oben 

im Ranking gelistet sind, eine Chance 

auf Realisierung haben. Der Großteil 

der Vorhaben werde planerisch nicht 

realisiert, äußerte sich der Verbandsdi-

rektor aufgrund seiner 35-jährigen 

Berufserfahrung. Er forderte deshalb, 

darüber nachzudenken, wie wir uns 

selber helfen können. Auch der Regio-

nalverband diskutiert über mögliche 

Alternativen. Jedoch können Planungen 

derzeit in Baden-Württemberg nicht 

durch Dritte vorgenommen werden. 

Ein Erlass des Landesverkehrsmi-

nisteriums ist ausgelaufen. Der Regio-

nalverband kämpft aber für einen neu-

en Erlass. Abschließend erklärte Franke, 

dass selbst bei einem positiven Befund 

für ein Projekt etliche Jahre ins Auge 

gefasst werden müssen.

Weitere Zwischenlösungen gefordert

Mehrere Ratsmitglieder sprachen Zwi-

schenlösungen an. Daran werde gear-

beitet, so die Antwort der Verwaltung. 

Bürgermeister Roland Weinschenk ließ 

generell wissen, dass sich die Betroffe-

nen den "ganz großen Wurf von einer 

Zwischenlösung nicht erhoffen" dürf-

ten. Mehrere Ratsmitglieder wiesen auf 

Verschlechterungen durch die verän-

derten Ampelschaltungen an der B 30 

hin. Jürgen Bucher vom Tiefbauamt bat 

darum zunächst die Auswirkungen 

weiter zu beobachten, um weitere Er-

fahrungen gewinnen zu können. Erst 

dann könne gehandelt werden.

BI mit Priorisierungskonzept des Lan-

des nicht zufrieden

Danach trug Franz Fischer die Sicht-

weise der örtlichen Bürgerinitiative (BI) 

zur geplanten Priorisierung des Landes 

vor. Anlass war ein Arbeitsgespräch der 

BI im März 2017 mit Vertretern aus 

Politik, Wirtschaft und Verwaltung. 

Fischer stellte sowohl die Priorisierung 

des Bundes, als auch die geplante Me-

thodik der Priorisierung des Landes vor 

und stellte einige Unterschiede, wie 

auch diverse Mängel heraus - wir be-

richteten ausführlich im Insider Nr. 22 

(2/2017).

Stadt schreibt Minister Hermann

Der B 30-Ausschuss beriet über den 

Entwurf eines Schreibens der Stadt Bad 

Waldsee an Landesverkehrsminister 

Winfried Hermann. Darin beschreibt 

die Stadt ihre dringliche Position. Ein-

gegangen wird auf die nicht eindeuti-

gen Priorisierungskriterien des Landes 

sowie die Sorge geäußert, dass als Folge 

der zusätzlichen Landeskriterien das 

Projekt "Lückenschluss Oberschwaben-

schnellweg" schlechter bewertet wer-

den könnte als vom Bund. Auch die 

Forderung nach einer Berücksichtigung 

als Gesamtprojekt "Gaisbeuren-Enzis-

reute" wird erwähnt. Anderenfalls be-

fürchtet die Stadt Bad Waldsee, dass 

das Vorhaben benachteiligt und in der 

Landespriorisierung nach hinten rut-

schen könnte. (ff) 
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(Stuttgart) - Die CDU-Fraktion im 

Landtag von Baden-Württemberg 

will sich dafür stark machen, dass 

alle Projekte des Bundesverkehrswe-

geplans 2030 umgesetzt werden. Das 

geht aus einer CDU-Pressemitteilung 

hervor. Im Haushalt 2017 wurden 90 

Millionen Euro zusätzlich zur mit-

telfristigen Finanzplanung bereitge-

stellt. Zudem wurden 50 neue Pla-

nerstellen in den Regierungspräsi-

dien geschaffen. Im Doppelhaushalt 

2018/2019 sind nochmals 100 neue 

Planerstellen vorgesehen. Die Pla-

nungsmittel für den Straßenbau 

sollen so ausgestattet werden, dass 

die Infrastruktur sowohl in den Bal-

lungsräumen als auch im Ländlichen 

Raum ausgebaut werden könne. Im 

Koalitionsvertrag haben CDU und 

Grüne vereinbart, dass alle Projekte 

des Verkehrswegeplans umgesetzt 

werden. (ff) 
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(Stuttgart) - Das Land beabsichtigt 

keine große Änderung an seinem 

Priorisierungskonzept. Das geht aus 

der Antwort des Ministeriums für 

Verkehr Baden-Württemberg an die 

"Initiative B 30" hervor. Darin vertei-

digt das Ministerium seine Kriterien 

für die Priorisierung: Bei Anwendung 

der Unfallkostenrate gegenüber der 

Unfallkostendichte ergäbe sich keine 

Benachteiligung. Auch die mit ho-

hem Aufwand vom Bund ermittelten 

Betroffenenzahlen würden der Ziel-

setzung des Landes nicht gerecht. 

Für das Land sei die Lärmbelastung 

an maßgeblichen Stellen entschei-

dend. Der Hinweis der Eingruppie-

rung der Projekte in Ausbau und 

Neubau werde hingegen überprüft. 

Außerdem sollen die beiden Teil-

projekte Gaisbeuren und Enzisreute 

nun als ein Hauptprojekt bewertet 

werden. (ff) 
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Ortschaftsrat diskutierte über neue Ampelschaltungen

(Gaisbeuren) - Im Juli diskutierte der 

Ortschaftsrat Reute-Gaisbeuren 90 

Minuten lang über die geänderten Am-

pelschaltungen an der B 30 in Gais-

beuren. Das zuständige Landratsamt 

hat im Mai eine tageszeitabhängige 

Ampelschaltung eingerichtet. Die neue 

Ampelschaltung führt zu einer "grünen 

Welle" für die Verkehrsteilnehmer auf 

der B 30.

Nur zwei Verbesserungen sind klar 

erkennbar: Der Verkehr auf der B 30 

fließt nun deutlich besser - es gibt we-

niger Staus. Der Schleichverkehr auf 

dem Gemeinde- und Schulweg, vorbei 

am Wertstoffhof, hat abgenommen.

Demgegenüber stehen etliche Ver-

schlechterungen. Diese betreffen vor 

allem die Knotenpunkte mit dem Ried-

weg und der Landesstraße 285, an de-

nen sich die Wartezeiten teils erheblich 

verlängert haben. Kritisiert wurden 

auch längere Wartezeiten auf der St.-

Leonhard-Straße und an der Fußgän-

gerampel. Ferner ist ein zunehmender 

Schleichverkehr zu verzeichnen: Im 

Mohnweg - obwohl nur für Anlieger frei

- Friedensweg und in der St.-Leonhard-

Straße. Neuerdings staut sich der Ver-

kehr auf der L 285 (aus Richtung Aulen-

dorf) zu Stoßzeiten mehrere hundert 

Meter zurück. Dort werden nun Bürge-

rinnen und Bürger verstärkt mit Lärm 

und Abgasen belastet.

Da die Ampel am Riedweg nun zu-

nächst in Fahrtrichtung Ravensburg auf 

rot, die Fahrtrichtung Ulm jedoch erst 

einige Sekunden später schaltet, wissen 

Verkehrsteilnehmer aus den Neben-

straßen nicht mehr, wann sie sicher 

links auf die B 30 einbiegen können. 

Dort besteht eine große Unfallgefahr. 

Bemängelt wurden auch Erschwernisse 

für Landwirte. Sie können außerhalb 

von Gaisbeuren kaum die B 30 über-

queren. Mit der Änderung der Ampel-

schaltungen dauert die Querung aller-

dings auch innerorts erheblich länger.

Mehrere Ortschaftsräte äußerten sich 

enttäuscht über die neuen Ampel-

schaltungen: Nach mehr als dreijähriger 

Planung liegt nun eine Lösung vor, die 

nur einseitig funktioniert: Das Ziel, die 

Verringerung der Staulängen auf der 

B 30 wurde erreicht, aber zu Lasten der

Bürgerinnen und Bürger, Anwohner 

und Anlieger und Verkehrsteilnehmer 

aus den Zufahrtsstraßen. Leidtragende 

sind auch Unternehmen im Gewer-

begebiet und Landwirte. Ortsvorsteher 

Achim Strobel äußerte die Sorge, dass 

eine weitere Entwicklung des Gewerbe-

standortes nur möglich sei, wenn die 

Verkehrssituation gelöst werde. So lau-

teten mehrere Forderungen des A-

bends: Mehr Druck machen für eine 

nachhaltige Lösung - mit Verbesserun-

gen für alle. Bund und Land müssen 

von der Notwendigkeit überzeugt wer-

den. (ff) 
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(Eberhardzell / Hochdorf) - Nach 

mehrjähriger Planung verabschie-

deten die Gemeinden Eberhardzell 

und Hochdorf ihre Lärmaktions-

pläne. Verändern wird sich voraus-

sichtlich nicht viel.

Der Lärmaktionsplan der Gemeinde 

Eberhardzell bezieht sich auf Ober-

essendorf, der Gemeinde Hochdorf 

auf Unteressendorf. Jeweils betreffen 

die Maßnahmen die B 30, die als 

einzige Straße in den beiden Ge-

meinden die für einen Lärmaktions-

plan erforderliche Verkehrsbelastung 

aufweist.

Das vorgestellte Lärmschutzkonzept 

für Oberessendorf sieht u.a. eine 

Geschwindigkeitsbegrenzung auf der 

B 30 auf 60 km/h vom südlichen 

Ortsrand bis zur B 465 vor - derzeit 

gilt nur auf einem Teilabschnitt 

Tempo 70. Die Einhaltung der 

Höchstgeschwindigkeit soll mit Blit-

zern überwacht werden. Langfristig 

wird der Bau einer Ortsumgehung im 

Westen verfolgt. Die für die Umset-

zung zuständigen Behörden lehnen 

jedoch eine weitere Geschwindig-

keitsbegrenzung ab. Eine Ortsum-

fahrung ist im aktuellen Bundesver-

kehrswegeplan nicht enthalten.

Ähnlich ist das Ergebnis für Unteres-

sendorf: Das Lärmschutzkonzept 

sieht eine Geschwindigkeitsbegren-

zung auf 80 km/h in der Nacht und 

zur Überwachung Blitzer vor. Außer-

dem soll ein lärmmindernder Stra-

ßenbelag eingebaut werden. Zu den 

mittelfristigen Maßnahmen (fünf bis 

zehn Jahre) zählen eine Lärm-

schutzwand beim Wohngebiet 

Schuhmacherberg und die Erhöhung 

des Lärmschutzwalls. Als langfristige 

Maßnahme wird eine Ortsumgehung 

von Unteressendorf angestrebt. 

Auch bei Unteressendorf lehnen die 

Behörden eine Geschwindigkeitsbe-

grenzung ab. Im August 2017 wurde 

jedoch ein leiserer Fahrbahnbelag 

eingebaut. Eine Ortsumfahrung ist 

im aktuellen Bundesverkehrswege-

plan nicht enthalten. (ff) 
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Die geänderte Ampelschaltung in Gaisbeuren sorgte für eine Diskussion im Ortschaftsrat Reute-

Gaisbeuren. (Foto: siobhandolezal/ pixabay.com)
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Umbauarbeiten am Jordanei abgeschlossen

(Biberach) - Nach rund viermonatiger 

Bauzeit waren im August die Umbauar-

beiten am "Jordanei" bei Biberach ab-

geschlossen. Dort treffen sich die Bun-

desstraßen 30, 312 und 465. Das "Jor-

danei" ist der größte Kreisverkehr in 

Biberach. Durch den Kreisverkehr wer-

den die B 312 und B 465 direkt geführt 

und mit der B 30 verknüpft, die den 

Verteilerkreis mit einer rund 230 m lan-

gen Brücke überquert.

Im Zuge der Arbeiten wurde ein soge-

nannter U-Turn errichtet. Die Ver-

kehrsplaner erhoffen sich von dem 

Umbau einen besseren Verkehrsfluss 

und weniger Unfälle. Auch im Jahr 2016 

war das "Jordanei" ein Unfallschwer-

punkt: Neun Unfälle haben sich ereig-

net.

Künftig können Verkehrsteilnehmer 

von der Memminger Straße (B 465)

- aus Biberach kommend - direkt auf 

die B 30 in Richtung Ulm fahren. 

Gleichzeitig kann der Verkehr von der 

B 30 aus Richtung Ulm ohne Umweg 

auf die B 465 in Richtung Biberach fah-

ren.

Zur Umsetzung des Konzeptes wurde 

ein Teil der Memminger Straße in Rich-

tung "Jordanei" auf zwei Fahrstreifen 

erweitert, die Strecke "Jordanei" -

Memminger Straße auf insgesamt drei 

Fahrstreifen. Im gesamten Bereich des

neuen U-Turn gilt Tempo 60. Zur Ver-

besserung der Verkehrssicherheit wur-

de zudem eine Sichtschutzwand errich-

tet.

Die Kosten betragen rund 1,4 Millionen 

Euro und werden vom Bund getra-

gen. (ff) 
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Umbau bei Ulm-Donautal geplant

(Wiblingen) - Auf der B 30 gehören 

Staus vor der Ausfahrt Ulm-Wiblingen 

schon seit Ende der 90er Jahre zum 

morgendlichen Berufsverkehr. 17 

führende Firmen im Industriegebiet 

Ulm-Donautal - eines der größten 

Industriegebiete in Baden-

Württemberg - beklagen seit Jahren den 

Zeitverlust. Doch bisher hat sich nicht 

viel getan.

Der Startschuss für das Projekt fällt nun 

vermutlich 2018. Die Abfahrt von Süden 

in die Hans-Lorenser-Straße soll 

zweistreifig werden, um den Rückstau 

in Richtung B 30 abzubauen. Die 

Wiblinger Allee (die alte B 30) soll 

zudem im weiteren Verlauf nach 

Norden am Schlachthof vorbei 

ertüchtigt werden.

Überlegungen das Industriegebiet Ulm-

Donautal mit einer neuen 

Anschlussstelle an die B 30 anzubinden 

gibt es seit den 70er Jahren. Diese Pläne 

wurden ad acta gelegt, weil die Ulmer 

Ortsteile Gögglingen und Donaustetten 

zu stark belastet würden.

Der Ausbau wird über das 

Landesgemeindeverkehrsfinanzierung-

sgesetz gefördert. Die Bauarbeiten 

werden voraussichtlich mehrere 

Millionen Euro kosten und könnten bis 

2019 dauern. (ff) 
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(Biberach) - Der sogenannte "B 30-

Aufstieg" ist die Verlängerung der 

Nordwestumfahrung Biberach zur 

B 30 bei Mettenberg. Die Stadt er-

hofft sich mit dem Aufstieg eine Ver-

kehrsentlastung und bessere Anbin-

dung wichtiger Gewerbegebiete an 

das großräumige Straßennetz. Im 

Kreistag Biberach wurde im Juni der 

aktuelle Planungsstand vorgestellt.

Im Herbst 2016 wurden die ersten 

Entwürfe des "B 30-Aufstiegs" vorge-

stellt. Zusätzlich sollte es nördlich 

von Mettenberg eine Anbindung der 

L 280 an die B 30 geben. Dazu sollte 

von der geplanten Anbindung an die 

B 30 eine Parallelstraße bis zur L 280 

entstehen. Die Anbindung an die 

L 280 sollte dazu dienen, dass der 

Verkehr aus Richtung Schwendi die 

B 30 zur Weiterfahrt nutzt und nicht 

die Ortsdurchfahrt von Mettenberg. 

Doch weder der Bund noch das Land 

wollen eine Anbindung der L 280 an 

die B 30.

Die aktuellen Pläne sehen nun wei-

terhin einen direkten Anschluss des 

Aufstiegs an die B 30 vor. Jedoch 

ohne Anbindung der L 280. Die Ver-

bindung vom Knotenpunkt mit der 

B 30 bis zur L 280 will sich der Kreis 

jedoch als Option für eine spätere 

Anbindung offen halten.

In der weiteren Planung wird nun die 

Umweltverträglichkeitsstudie und 

eine Vorzugsvariante für den Tras-

senverlauf bestimmt. Auf dieser 

Grundlage sollen ab 2018 die Plan-

feststellungsunterlagen erstellt wer-

den. (ff) 
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Frohe Weihnachten

Die "Initiative B 30" wünscht allen Leserinnen und Lesern eine besinnliche 

Adventszeit, frohe Weihnachten und einen "guten Rutsch" ins neue 

Jahr 2018.

Die nächste Ausgabe erscheint voraussichtlich am 1. Januar 2018
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